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20303 
822 

Anordnung 
über die Festsetzung von Amtsbezeichnungen 

für die Beamten 
der Landesunfallkasse Nordrhein-Westfalen 

Vom 4. November 1997 

Aufgrund der Nummer 1 Abs. 2 der Vorbemerkungen 
zu den Bundesbesoldungsordnungen A und BAnlage 1 
des Bundesbesoldungsgesetzes in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 16. Mai 1997 (BGBI. I S. 1065), 
geändert durch Gesetz vom 7. Juli 1997 (BGBL I S. 1650), 
sowie aufgrund des § 92 Abs. 1 Satz 1 des Landesbeam­
tengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
1. Mai 1981 (GV. NW. S. 234), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 29. April 1997 (GV. NW. S. 82), werden für die 
Beamten der Landesunfallkasse Nordrhein-Westfalen die 
folgenden Amtsbezeichnungen festgesetzt: 

1. Amtsbezeichnungen für die Beamten des höheren 
Dienstes 

Leitender Verwaltungsdirektor, 
Verwaltungsdirektor , 
Oberverwaltungsrat, 
Verwaltungsrat. 

2. Amtsbezeichnungen für die Beamten des gehobenen 
und mittleren Dienstes: 

Verwaltungsoberamtsra t, 
Verwal tungsamtsra t, 
Verwaltungsamtmann, 
Verwaltungsoberinspektor , 
Verwaltungsinspektor, 
Verwaltungsamtsinspektor , 
Verwaltungshauptsekretär , 
Verwaltungsobersekretär, 
Verwaltungs sekretär , 
Verwaltungs assistent. 

Düsseldorf, den 4. November 1997 

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen 

Der Ministerpräsident 

(L.S.) Johannes Rau 

820 
822 

Der Minister für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales 

Axel Horstmann 

- GV. NW. 1997 S. 382. 

Verordnung über die Organisation 
der Unfallversicherungsträger 

der öffentlichen Hand in Nordrhein-Westfalen 
Vom 4. November 1997 

§ 1 
Errichtung 

einer Unfallkasse des Landes 

Mit dem Namen "Landesunfallkasse Nordrhein-West­
falen" wird als Träger der gesetzlichen Unfallversiche­
rung [§ 114 Siebtes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VII)] 
für die Unternehmen und Versicherten im Landesbereich 
Nordrhein-Westfalen eine Unfallkasse mit Sitz in Düs­
seldorf errichtet. 

§2 
Erweiterung der sachlichen Zuständigkeit 

der Unfallversicherungsträger 
im kommunalen Bereich 

Der Rheinische Gemeindeunfallversicherungsverband 
und der Gemeindeunfallversicherungsverband Westfa­
len-Lippe sind, soweit nicht die Feuerwehr-Unfallkassen 
zuständig sind, in ihrem, Bereich zuständig für die 
Versicherten nach § 128 Abs. 1 Nr. 6 SGB VII (mit 
Ausnahme für die Beschäftigten in Hilfeleistungsunter­
nehmen des Landes), sowie für Versicherte nach § 128 
Abs. 1 Nr. 7 SGB VII. 

§3 
Vereinigung 

der Feuerwehr-Unfallkassen 

Die Feuerwehr-Unfallkasse Rheinland und die Feuer­
wehr-Unfallkasse Westfalen-Lippe werden zur Feuer­
wehr-Unfallkasse Nordrhein-Westfalen mit Sitz in Düs­
seldorf vereinigt. Der Zeitpunkt des Wirksamwerdens der 
Vereinigung wird von der Aufsichtsbehörde im Gesetz­
und Verordnungsblatt für das Land N ordrhein-Westfalen 
bekanntgemacht. 

§4 
Umbildung von Körperschaften 

(1) Mit Wirkung vom 1. Januar 1998 werden überführt: 

1. die Ausführungsbehörde für Unfallversicherung des 
Landes Nordrhein-Westfalen in die Landesunfallkasse 
Nordrhein-Westfalen, 

2. die Ausführungsbehörde der Eigenunfallversicherung 
der Stadt Dortmund in den Gemeindeunfallversiche­
rungsverband Westfalen-Lippe und 

3. die Ausführungsbehörden der Eigenunfallversiche­
rungen der Städte Düsseldorf, Essen und Köln in den 
Rheinischen Gemeindeunfallversicherungsverband. 

(2) Zu diesem Zeitpunkt gehen die Rechte und Pflich­
ten 

1. des Landes als Eigenunfallversicherungsträger auf die 
Landesunfallkasse Nordrhein-Westfalen, 

2. der Stadt Dortmund als Eigenunfallversicherungsträ­
ger auf den Gemeindeunfallversicherungsverband 
Westfalen-Lippe und 

3. der Städte Düsseldorf, Essen und Köln als Eigenun­
fallversicherungsträger auf den Rheinischen Gemein­
deunfallversicherungsverband 

über. 

(3) Die Landesunfallkasse Nordrhein-Westfalen und 
die Gemeindeunfallversicherungsverbände besitzen un­
beschadet des Rechts zur Aufstellung einer Dienstord­
nung im Sinne der §§ 144 bis 147 SGB VII das Recht, 
Beamte zu haben (Dienstherrnfähikgeit). 

(4) Für die Rechtsstellung der Beamten der an der 
Umbildung beteiligten Körperschaften (Versicherungs­
träger) gelten, sofern das Dienstverhältnis nicht mit dem 
bisherigen Dienstherrn fortgesetzt wird und vorbehalt­
lich einer Versetzung, die §§ 128 bis 130 des Beamten­
rechtsrahmengesetzes. Diese Vorschriften gelten in Ver­
bindung mit § 132 des Beamtenrechtsrahmengesetzes 
auch für die Versorgungsempfänger. Die Landesunfall­
kasse Nordrhein-Westfalen und die Gemeindeunfallver­
sicherungsverbände treten jeweils in die bei den Rechts­
vorgängern bestehenden Arbeitsverhältnisse der Ange': 
stellten und Arbeiter, die zuletzt Aufgaben der Unfallver­
sicherung wahrgenommen haben, ein, sofern die Arbeits­
verhältnisse nicht mit den bisherigen Arbeitgebern fort­
gesetzt werden. Die von den bisherigen Eigenunfallversi­
cherungsträgern mit der technischen Aufsicht betrauten 
BeSchäftigten haben die Befähigung, die gesetzlichen 
Aufgaben einer Aufsichtsperson im Sinne des § 18 
SGB vn bei der Landesunfallkasse Nordrhein-Westfalen 
und den Gemeindeunfallversicherungsverbänden wahr­
zunehmen. 
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§5 
Übergangsvorschriften 

(1) Die Städte Dortmund, Düsseldorf, Essen und Köln 
als Eigenunfallversicherungsträger und deren Ausfüh­
rungsbehörden sind verpflichtet, die Gemeindeunfallver­
sicherungsverbände beim Rechtsübergang und bei den 
vorbereitenden Maßnahmen zu unterstützen, insbeson­
dere die erforderlichen Mittel für die Ausgaben sowie im 
Bedarfsfall Personal bereitzustellen. Entsprechendes gilt 
für das Land als Eigenunfallversicherungsträger und 
dessen Ausführungsbehörde gegenüber der Landesun­
fallkasse Nordrhein-Westfalen. 

(2) Aufsichts- und Genehmigungsbehörde im Sinne des 
Sozialgesetzbuchs ist für die Landesunfallkasse Nord­
rhein-Westfalen und die Feuerwehr-Unfallkasse Nord­
rhein-Westfalen das Landesversicherungsamt Nord­
rhein-Westfalen. Unbeschadet § 6 Nr. 1 Buchstabe a 
bleibt das Landesversicherungsamt Nordrhein-Westfalen 
auch über den 31. Dezember 1997 hinaus Aufsichts- und 
Genehmigungsbehörde für die Feuerwehr-Unfallkasse 
Rheinland und die Feuerwehr-Unfallkasse Westfalen­
Lippe, falls deren Vereinigung erst nach diesem Zeit­
punkt wirk,';am wird. 

§ 6 
Änderung 

der Zuständigkeitsverordnung 

Die Verordnung zur Regelung von Zuständigkeiten 
nach dem Sozialgesetzbuch (ZuVO SGB) vom 13. Dezem­
ber 1989 (GV. NW. S. 679), zuletzt geändert durch 
Verordnung vom 24. September 1997 (GV. NW. S. 330), 
wird wie folgt geändert: 

1. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
aa) Die Nummern 11 bis 16a werden durch fol­

gende neue Nummern 11 bis 13 ersetzt: 
,,11. die Landesunfallkasse Nordrhein-Westfa­

len, 
12. die Feuerwehr-Unfallkasse Nordrhein­

Westfalen, 
13. die Bau-Berufsgenossenschaft Rheinland 

und Westfalen," 

bb) Die Nummern 17 bis 20 werden Nummern 14 bis 
17. 

b) Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 6 angefügt: 
,,(6) Das Landesversicherungsamt Nordrhein-West­
falen ist zuständige Stelle im Sinne des § 128 Abs. 4 
Satz 4 auch in Verbindung mit § 129 Abs. 3 Satz 3 
SGB VII." 

2. Nach § 8 wird folgender neuer § 9 eingefügt: 

,,§ 9 

Die Landesregierung ist zuständige Stelle im Sinne des 
§ 44 Abs. 2a Satz 2 Nr. 1 und Nr. 3 Buchstabe a 
SGB IV." 

3. Der bisherige § 9 wird § 10. 

§7 
Inkrafttretenl Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt hinsichtlich ihres § 6 Nr. 1 
Buchstabe a am 1. Januar 1998, im übrigen am Tage nach 

ihrer Verkündung in Kraft. Am 1. Januar 1998 treten 
außer Kraft: 

1. die Verordnung zur Bestimmung der Ausführungsbe­
hörde für Unfallversicherung des Landes Nordrhein­
Westfalen vom 2. Juli 1963 (GV. NW. S. 241), geändert 
durch Verordnung vom 24. November 1964 (GV. NW. 
S.339), 

2. die Verordnung über die Bestimmung von Gemeinden 
und Gemeindeunfallversicherungsverbänden zu Un­
fallversicherungsträgern vom 22. Oktober 1963 
(GV. NW. S. 318), 

3. die Verordnung über die Gewährung von Mehrleistun­
gen im Bereich der Eigenunfallversicherung des Lan­
des Nordrhein-Westfalen vom 18. Mai 1965 (GV. NW. 
S. 135), geändert durch Verordnung vom 11. Dezember 
1979 (GV. NW. S. 1019), und 

4. die Verordnung über die Höchstgrenze des Jahresar­
beitsverdienstes im Bereich der Ausführungsbehörde 
für Unfallversicherung des Landes Nordrhein-Westfa­
len vom 23. Januar 1996 (GV. NW. S. 81). 

Diese Verordnung wird erlassen: 

a) hinsichtlich der §§ 1 bis 4, § 5 Abs. 1 von der 
Landesregierung aufgrund des § 116 Abs. 1 Satz 1, 
§ 117 Abs. 3 Satz 1 und 5, § 128 Abs. 2 und § 218 Abs. 3 
des Siebten Buches Sozialgesetzbuch vom 7. August 
1996 (BGBl. I S. 1254), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 29. April 1997 (BGBl. I S. 968), sowie hinsichtlich 
des § 6 Nr. 1 Buchstabe bund Nr. 2 aufgrund des § 5 
Abs. 3 des Landesorganisationsgesetzes (LOG. NW.) 
vom 10. Juli 1962 (GV. NW. S. 421), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 19. März 1996 (GV. NW. S. 136), 
insoweit nach Anhörung des Ausschusses für Arbeit, 
Gesundheit, Soziales und Angelegenheiten der Ver­
triebenen und Flüchtlinge des Landtags, 

b) hinsichtlich § 5 Abs. 2 und § 6 Nr. 1 Buchstabe a vom 
Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales 
aufgrund des § 90 Abs. 2 des Sozialgesetzbuches -
Gemeinsame Vorschriften für die Sozialversicherung -
(SGB IV) vom 23. Dezember 1976 (BGBl. I S. 3845), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 29. April 1997 
(BGBl. I S. 968), und aufgrund des § 5 ZuVO SGB und 

c) hinsichtlich des § 7 Satz 2 vom Innenministerium im 
Einvernehmen mit dem Ministerium für Arbeit, Ge­
sundheit und Soziales aufgrund des § 5 Abs. 6 
LOG. NW. 

Düsseldorf, den 4. November 1997 

(L.S.) 

Die Landesregierung 
N ordrhein-Westfalen 

Der Ministerpräsident 

J ohannes Rau 

Der Minister für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales 

Axel Horstmann 

Der Innenminister 

Franz-Josef Kniola 

- GV. NW. 1997 S. 382. 
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Verordnung 
zur Aufhebung der Zweigstelle 

des Amtsgerichts Lünen in Weme 
Vom 4. November 1997 

Aufgrund des Artikels II § 3 der Verordnung zur 
einheitlichen Regelung der Gerichtsverfassung vom 
20. März 1935 (RGS. NW. S. 99), geändert durch Gesetz 
vom 24. Februar 1970 (GV. NW. S. 168), wird verordnet: 

Artikel I 

Die Zweigstelle des Amtsgerichts Lünen in Weme wird 
aufgehoben. 

Artikel II 

Diese Verordnung tritt am 1. Dezember 1997 in Kraft. 
Zum gleichen Zeitpunkt tritt die Verordnung über die 
Errichtung einer Zweigstelle des Amtsgerichts Lünen in 
Weme vom 14. November 1979 (GV. NW. S. 995) außer 
Kraft. 

Düsseldorf, 4. November 1997 

Der Justizminister 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Dr. Behrens 

- GV. NW. 1997 S. 384. 
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